
an die Präsidenten des 
Europäischen Rates, 
des Europäischen Parlaments, 
und der Europäischen Kommission 

 
 
Betrifft: Die Initiative der Biden-Regierung als Beispiel nehmen und Arbeitnehmer dazu 
ermutigen, Gewerkschaften beizutreten 

 
Frau und Herr Vorsitzende, 

 
 
Die Regierung Biden hat vor kurzem eine historische Initiative ergriffen, um 
Arbeitnehmer, insbesondere in der Bundesverwaltung, zum Beitritt zu ihren 
Gewerkschaften zu ermutigen. Diese Initiative zielt nicht nur darauf ab, die 
Gewerkschaften, die die Bundesangestellten vertreten, zu stärken, um ein gutes 
Beispiel zu geben und die Qualität des sozialen Dialogs und der Verhandlungen zu 
verbessern. Sie zielt auch darauf ab, dass die privaten Lieferanten und Auftragnehmer 
des Staates die Rechte der Arbeitnehmer achten. 

 
Der Europäische Gewerkschaftsverband für den öffentlichen Dienst (EGÖD-ESPU) und 
seine Mitgliedsorganisation für den europäischen und internationalen öffentlichen 
Dienst, die Federal Union of Trade Unions, begrüßen diese Initiative von Präsident 
Biden und rufen Sie, die europäischen Staats- und Regierungschefs, dazu auf, dem 
Beispiel zu folgen. 

 
Ziel ist es, die Strukturen des sozialen Dialogs zu stärken, eine Modernisierung der 
Dienstleistungen einzuleiten und den europäischen öffentlichen Dienst besser gegen 
Privatisierungs- und Verstaatlichungstendenzen zu verteidigen. 

 
Konkret bieten wir Ihnen an 

 
• sich an alle Beschäftigten des europäischen öffentlichen Dienstes unabhängig 

von ihrer satzungsmäßigen Verbindung wenden und sie ermutigen, den 
repräsentativen Gewerkschaften beizutreten; 

 
• die Institutionen, Agenturen und anderen Einrichtungen des europäischen 

öffentlichen Dienstes auffordern, die Mittel, die den repräsentativen 
Gewerkschaften zur Verfügung gestellt werden, zu erhöhen; 

 
• insbesondere die europäischen Agenturen auffordern, repräsentative 

Gewerkschaften anzuerkennen, Rahmenvereinbarungen zu schließen und 
die Gewerkschaften zu befähigen; 

 
• in der Haushaltsordnung vorsehen, dass sich nur Lieferanten, die unter einen 

Tarifvertrag fallen und diesen vollständig einhalten, für öffentliche Aufträge 
qualifizieren, die von den europäischen Institutionen, Agenturen und anderen 
Einrichtungen vergeben werden. 



Wir danken Ihnen für die Aufmerksamkeit, die Sie unseren Forderungen widmen 
werden, und verbleiben mit gewerkschaftlichen und respektvollen Grüßen, Frau und 
Herr Vorsitzende. 

 
Nicolas MAVRAGANIS 
Präsident der USF 

 
(esigned) 


